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Drucksache Nr. 2305 


Anfrage Nr. 192 

der Fraktion der SPD 


betr. Verstöße gegen das Erste Überleitungsgesetz. 


Nach einem Bericht der Deutschen Zeitung und Wirtschaftszeitung 
vom 28. März 1951 mit der Überschrift: „Was dem Bund gebührt, 
wollten einzelne Länder für sich kassieren” haben einzelne Länder 
anläßlich der Inkraftsetzung des Ersten Überleitungsgesetzes den 
Versuch gemacht, ab 1. April 1950 für den Bund angefallene Ver- 
brauchssteuern noch für die Landeskasse zu vereinnahmen, wobei 
die verschiedenartigsten Verschleierungsmethoden angewendet worden 
sind. Nach der gleichen Zeitungsmeldung ist der Bundesrechnungs- 
hof mit der Überprüfung dieser Angelegenheit beauftragt worden. 

Wir fragen den Herrn Bundesminister der Finanzen: 

1. Bei welchen Ländern sind derartige Verstöße gegen das Über- 
leitungsgesetz festgestellt worden und um welche Beträge handelt 
es sich hierbei im einzelnen? 

2. Welche Methoden sind bei der Hinterziehung der dem Bund 
zustehenden Verbrauchssteuerbeträge von den Ländern angewandt 
worden und welche Behörden bzw. Personen sind für diese 
Hinterziehung verantwortlich? 

3. Welche Feststellungen hat der Bundesrechnungshof hierzu getroffen 
und wie hoch sind die Beträge, die von den betroffenen Ländern 
danach an den Bund abzuführen sind? 

4. Sind die Beträge inzwischen abgeliefert bzw. ist gesichert, daß 
die nach den Feststellungen des Bundesrechnungshofes geschul- 
deten Beträge tatsächlich abgeführt werden? 


Bonn, den 6. Juni 1951 


Ollenhauer und Fraktion 
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